


T A G E S O R D N U N G

zur 3. Sitzung des Gemeinderats der Stadt Leimen am Donnerstag, dem 30. April 2020,
18:30 Uhr in der Aegidiushalle, Pestalozzistraße 5-7 in Leimen - St.Ilgen

- öffentlich -

1. Gemeinderat 18/2020
Verpflichtung eines neuen Mitglieds

2. Fragestunde

3. Protokolle
- Protokollbeurkundung
- Benennung von Urkundspersonen

4. Gemeinderat 19/2020
Bekanntgabe von Entscheidungen aus nichtöffentlicher Sitzung

5. Zuwendungen 20/2020
Beschlussfassung über die Annahme von Zuwendungen
nach § 78 Abs. IV GemO

6. Haushalt 21/2020
Über- / Außerplanmäßige Ausgaben 2019

7. Grundstücke 22/2020
Verkauf eines Grundstücks an den TV Germania

8. Spielplätze 23/2020
Ablöse privater Spielplatzverpflichtung

9. Bebauungsplan Leimen-Mitte 24/2020
Bayermühle - Satzungsbeschluss

10. Haushalt 25/2020
Beteiligungsbericht 2018

11. Gemeinderat 26/2020
Ernennung zur Altstadträtin

12. Liegenschaften 27/2020
Möblierung des historischen Rathauses

13. Verschiedenes







TOP 2 - FRAGESTUNDE

zur Gemeinderatssitzung am 30. April 2020



TOP 3 - PROTOKOLLE

BENENNUNG DER URKUNDSPERSONEN FÜR DIE SITZUNG VOM
30. April 2020 – öffentlich –

BEURKUNDUNG DES PROTOKOLLS

Sitzung vom 13. Februar 2020 Stadtrat Bortz
Stadträtin N. Müller

Sitzung vom 26. März 2020 entfallen
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Grundstücksvorschlag Variante 2  
 

St.Ilgen, TV-Germania  Flurstück Nr. 1019/45 
 

Neue Grundstücksgrenze anliegend am Neubau, incl. allen 
baulichen Anlagen ( Zugänge, Lichtschächte etc. - lila Begleitlinie) 
mit einer Grundstücksgröße  von 460 m².Stammgrundstück Nr. 
1019/45 mit 259m². 
 
 
Maßstab ~1:ohne 
 
 
         
   
  
 

 
 

Dipl.Ing.(FH) Uwe Schneider 
    Eichenweg 17 - 68723 Schwetzingen 
    Fon 06202-9280894 
 
Schwetzingen, den 23.01.2020 



11.3.2020 Google Maps

https://www.google.de/maps/@49.3313635,8.6654736,106m/data=!3m1!1e3?hl=de 1/1

Kartendaten © 2020 ,Kartendaten © 2020 GeoBasis-DE/BKG (©2009) 10 m 
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3.1 	Offene Bauweise nach § 22 (2) BauNVO 
Doppelhäuser 
	

D 
3.2 Baugrenze 

4. Verkehrsflächen 
§ 9 (1) 11 BauGB 

4.1 Straßenbegrenzungslinie 

4.2 Zufahrtsverbot 

4.3 eingeschränktes Zufahrtsverbot 
(Abs. 3.3 der Planungsrechtl. 
Festsetzungen) 

5. Hauptversorgungs- und Abwasserleitungen 
§ 9 (1) 13 BauGB 

Ver- bzw. Entsorgungsleitung unterirdisch 

6. Leitungsrecht 
§ 9 (1)21 BauGB 

6.1 Leitungsrecht zugunsten der Stadt 
Leimen 
(nachrichtl. Übernahme der 
Leitungsführung) 

7. Flächen für Nebenanlagen, Stellplätze, 
Garagen und Gemeinschaftsanlagen 
§ 9 (1) 4 und 22 BauGB 

Garage od. Carport 

8. Sonstige Planzeichen 

8.1 Grenze des räumlichen Geltungs- 
bereiches 
§ 9 (7) BauGB 

8.2 	Hauptfirstrichtung 

r 	7 

L 	 

Ga, Cp 

r-, 
L- —1 Planungsstand 10.03.2020 

MIGEHOEURBORO WEESE + ZUBER esse 
VER.M. ITAIIIPLANUNG Kurpfalzstraße 40, 89226 Nußloch 

Tel. 06224-73380, Fax 77038 
Vennessungeßweese-zubecde 

RECHTSGRUNDLAGEN  
eIngeschrinkaa  

	

Zuberamte 	 BAUGESETZBUCH (BauGB)  
in der Fassung der Bekanntmachung vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634) 

BAUNUTZUNGSVERORDNUNG (BauNVO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 
(BGBl. I S. 3786) 

PLANZEICHENVERORDNUNG 1990 _(PlanzV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 18.12.1990 
(BGBI. I S. 58), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie 2014752/EU im 
Städtebaurecht vom 04. März 2017 (BGBl. I S. 1057) 

LANDESBAUORDNUNG FOR BADEN-WÜRTTEMBERG (LBO) In der Fassung der Bekanntmachung vom 
05. März 2010 (GBI. S. 357, ber. S. 416), zuletzt geändert durch Gesetz vom 18. Juli 2019 (GBI. S. 313) 

	

LJ LJ LJ LJ 
	

GEMEINDEORDNUNG BADEN-WÜRTTEMBERG (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000 (GBI. S. 582, 
—o—o— 
	

bar. S. 698), zuletzt geandert durch Artikel 8 des Gesetzes vorn 06. März 2018 (GBI. S. 65, 73) 
nnnn  

Rhein-Neckar-Kreis 
Stadt Leimen 

Bebauungsplan 
Bayermühle 

Legende 

VERFAHRENSVERMERKE: ZEICHENERKLÄRUNG 

Aufstellung 1.  Art der baulichen Nutzung 
Die Gemeinde hat die Aufstellung des 
Bebauungsplanes beschlossen am 

§ 9 (1) BauGB und §§ 1 - 11 BauNVO 

1.1 	Allgemeines Wohngebiet 

Bekanntmachung § 4 BauNVO WA 
Der Aufstellungsbeschluß für den Bebauungsplan 
wurde gemäß § 2 (1) BauGB bekanntgemacht £11 

2.  Maß der baulichen Nutzung 
Bürgerbeteiligung § 9 (1) BauGB und § 16 BauNVO 
Die Gemeinde hat die allgemeinen Ziele und Zwecke 
der Planung gemäß § 3 (1) BauGB öffentlich dargelegt vom . 

2.1 	Grundflächenzahl z.B. 	0,4 

Bekanntmachung 
bis 	. 
am . 

2.2 	Geschossflächenzahl z.B. 	0,8 

2.3 	Zahl der Vollgeschosse z.B. 	II 
Bebauungsplanentwurf 
Beteiligung der Träger Öffentl. Belange nach § 4(2) BauGB 

2.4 	Nutzungsschablone 
WA 

Öffentliche Auslegung 0,4 0,8 
Der Entwurf dieses Bebauungsplanes mit beigefügter 
Begründung hat nach ortsüblicher Bekanntmachung am . 

Bau-
weise 

für die Dauer eines Monats gemäß § 3 (2) BauGB 
ausgelegen vom . 

3.  Bauweise, Baulinien, Baugrenzen 
§ 9 (1)2 BauBG, § 22 und 23 BaUNVO 

bis . 

Satzung 
Die Gemeinde hat den Bebauungsplan gemäß § 10 BauGB 
nach Prüfung der vorgebrachten Bedenken und Anregungen 
als Satzung beschlossen 	 am . 

Leimen, den . 

Der Oberbürgermeister 

Für die Erarbeitung des Planentwurfes und die Ausarbeitung 
des Bebauungsplanes 

Leimen, den . 

Der Oberbürgermeister 

Inkrafttreten 
Durch ortsübliche Bekanntmachung am 	  ist der Bebauungsplan 
gemäß § 10 BauGB rechtsverbindlich geworden. 

Leimen, den 

Der Oberbürgermeister 

Ausfertigung 
Die Übereinstimmung der zeichnerischen und schriftlichen Festsetzungen des Be- 
bauungsplanes mit sämtlichen Gemeinderatsbeschlüssen wird bestätigt; 
der Bebauungsplan wird ausgefertigt. 

Leimen, den . 

Der Oberbürgermeister 
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Große Kreisstadt Leimen 
Bebauungsplan 
„Bayermühle" 

PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN  

1. 	Art der baulichen Nutzung 
§ 9 Abs. 1 BauGB 

1.1 
	

Allgemeines Wohn- 
gebiet 
§ 4 BauNVO 
Ausnahmen 

Ausnahmen nach § 4 (3) BauNVO sind gemäß § 1 (4) BauNVO nicht 
Bestandteil des Bebauungsplanes und daher nicht zulässig. 

2. Bauweise der überbaubaren und nicht 
überbaubaren Grundstücksflächen sowie 
Stellung der baulichen Anlagen 
§ 9 Abs. 1 BauGB 

2.1 Offene Bauweise Offene Bauweise gemäß § 22 (2) BauNVO mit Grenzabstand als 
Doppelhäuser Doppelhäuser. 

2.2 Baugrenze Die seitlichen und die Baugrenze entlang der Heltenstraße kann 
durch untergeordnete Bauteile um bis zu 1,0 m Tiefe überschritten 
werden. 

2.3 Nebenanlagen Nebenanlagen mit einer max. Grundfläche von 2,0 x 2,0 m und einer 
maximalen 	Firsthöhe 	von 	3,0 	m 	sind 	auch 	außerhalb 	des 
Baufensters zulässig. 

3. Flächen für Stellplätze und Garagen sowie ihre 
Einfahrten auf den Baugrundstücken 
§ 9 Abs.1 Satz 4 und 22 BauGB 

3.1 	Carports und Garagen Carports und Garagen sind außerhalb der überbaubaren Grund-
stücksflächen nur auf den besonders hierfür vorgesehenen Flächen 
gestattet (§ 23 (5) BauNVO). 

3.3 	Eingeschränktes 
Zufahrtsverbot in der 
Straße „Bayermühle" 
(FIst.Nr. 4916/6) 

Vor der Einfahrt von Garagen ist ein ohne Tor oder Absperrung 
erforderlicher Stauraum von mind. 5,50 m Länge einzuhalten. 
Bei Garagen, die von der Straße „Bayermühle" angefahren werden, 
kann der Stauraum auf den Schwenkbereich des Garagentores 
reduziert werden bzw. bei Sektionaltoren ganz entfallen. 
Bei Zufahrten parallel zur Straße ist ein Mindestabstand von 1,0 m 
von der Straßenbegrenzungslinie erforderlich. 

Die Zufahrt von der Straße „Bayermühle" (nur FIst.Nr. 4916/6) ist nur 
für oberidische Stellplätze, Garagen und Carports nach § 9 (1) 4 
BauGB gestattet. 
Die Zufahrt für Flächen nach § 9 (1) 22 BauGB (Flächen für 
Gemeinschaftsanlagen, Stellplätze und Garagen) ist nicht zulässig. 

3.2 
	

Garagen 

Ingenieurbüro Weese + Zuber GmbH, Kurpfalzstraße 40, 69226 Nußloch 	 10.03.2020 
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4. 	Höhenlage baulicher Anlagen 
§ 9 Abs. 1 BauGB und §§ 16 und 18 BauNVO 

4.1 	Höhenlage baulicher 
Anlagen 
§ 18 BauNVO 

Als EFH gilt die Oberkante des Rohfußbodens im Erdgeschoss. Die 
max. EFH ergibt sich aus der Höhenlage der Gehweghinterkante 
der Heltenstraße in der Mitte des einzelnen Baukörpers zuzüglich 
0,30 m. 
Die zulässige Höhe der baulichen Anlagen wird durch die max. 
zulässige Traufhöhe über der EFH EG festgesetzt. 

Satteldach: 
Traufhöhe max. 7,0 m 

5. Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zu 
belastende Flächen 
§ 9 Abs.1 Satz 21 BauGB 

	

5.1 	Leitungsrecht 	Leitungsrecht zur Führung von Ver- und Entsorgungsleitungen 
zugunsten der Stadt Leimen 

	

5.2 	Leitungsrecht 	Die Verdolungsleitung darf nicht überbaut werden (auch nicht 
Verdolungsleitung 	temporär durch Baukräne etc.). Es dürfen auch keine Stellplätze 

oder sonstigen Bauwerke, die die Sicherheit der Leitung gefährden, 
im Bereich des Leitungsrechtes der Verdolungsleitung angelegt 
werden. 

Der Stadt Leimen ist neben dem Leitungsrecht ein jederzeitiges 
Zugangsrecht für Arbeiten an der Verdolungsleitung einzuräumen. 

6. Vorkehrungen gegen schädlichen Umwelteinwirkungen 
§ 9 (1) 24 BauGB  

	

6.1 	Lärmschutzmaß- 	Im WA' sind die Fenster in den Ober- und Dachgeschossen als 
nahmen im WA' 
	

Schallschutzfenster der Schallschutzklasse 3 nach DIN 2719 mit 
einem bewerteten Schalldämmmaß von RwP  = mind. 38 dB vorzu-
sehen. 

Nußloch, den 10.03.2020 

INGENIEURBÜRO 
WEESE + ZUBER GmbH 

Die Übereinstimmung der Planungsrechtlichen 
Festsetzungen 	zum 	Bebauungsplan 
„Bayermühle" mit Satzungsdatum 	 
mit den hierzu ergangenen Beschlüssen des 
Gemeinderates bestätigt : 

Leimen, den 

Der Oberbürgermeister 

Ingenieurbüro Weese + Zuber GmbH, Kurpfalzstraße 40, 69226 Nußloch 	 10.03.2020 
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Hinweise 

1. Beweissicherung 	Zum 	Schutz der im Bereich der Heltenstraße verlaufenden 
Verdolungsleitung 	Verdolungsleitungen ist vor und nach Beendigung der Baumaßnahmen 

ein Beweissicherungsverfahren durchzuführen. 

2. Abschwemmungen 	Während der Baumaßnahme ist darauf zu achten, dass die bestehende 
Grasnarbe geringstmöglich geschädigt wird. Bereiche mit offenem 
Boden (d.h. ohne Bewuchs) sind so zu sichern, dass ein Abschwemmen 
des Erdreichs oder sonstiger Materialien möglichst vermieden wird. 
Sollte es trotz dieser Sicherungsmaßnahmen zu Abschwemmungen 
kommen, sind diese Schäden unverzüglich vom/von den 
Eigentümer(n)/Bauherrn der verursachenden FIst.Nr. 4184/15 und/oder 
4184/16 auf seine Kosten zu beseitigen. 

Nach Beendigung der Baumaßnahme ist sicherzustellen, dass der Aus-
senbereich schnellstmöglich so befestigt (z.B. durch Aussaat von Gras-
samen, Bepflanzung etc.) wird, dass die Gefahr einer Abschwemmung 
geringstmöglich gehalten wird. Sollte es trotzdem zu Abschwemmungen 
kommen, sind diese Schäden unverzüglich vom/von den Eigen-
tümern /Bauherrn des/der verursachenden Flurstücke auf seine Kosten 
zu beseitigen. 

3. Niederschlagswasser- 	Gemäß §§ 55 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes soll Niederschlags- 
beseitigung 	 wasser ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine 

Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer 
eingeleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige 
öffentlich-rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange 
entgegenstehen. 

Niederschlagswasser von unbebauten Außenflächen (wie z.B. Garten) 
ist auf den beiden Flurstücken zu versickern oder auf geeignete Weise 
zu sammeln und abzuführen, dass eine Überschwemmung der 
öffentlichen Straße „Bayermühle" ausgeschlossen ist. Dies gilt analog 
auch für die Gefahr einer Abschwemmung/Überschwemmung auf die 
öffentliche Straße „Heltenstraße" (sowie nachrichtlich auch für die 
Privatstraße FIst.Nr. 4184/5 oder sonstige angrenzende Flurstücke). 

Es wird empfohlen, zunächst den vorhandenen Untergrund auf seine 
Versickerungsfähigkeit hin zu untersuchen sowie die Möglichkeit der 
Ableitung in den Vorfluter zu prüfen. 
Die Einleitungsmöglichkeit des Niederschlagswasser in die Ver-
dolungsleitung ist vom zuständigen Planungsbüro zu prüfen. 

Zur Vermeidung von langfristigen Schadstoffeinträgen in den Boden und 
in das Grundwasser ist unbeschichtetes Metall (Kupfer, Zink, Blei) als 
Material zur Dacheindeckung auszuschließen. Auch auf Regenrinnen 
und Regenfallrohre aus diesen Materialien sollte verzichtet werden. 

Zur Erfüllung der Grundsätze der naturverträglichen Regenwasserbe-
wirtschaftung werden wasserdurchlässig befestigte PKW-Stellplätze, 
ausreichend bemessene Zisternen und eine Dachbegrünung für flach 
geneigte Dächer im Bebauungsplan empfohlen. 

Auf Dach- und befestigten Grundstücksflächen auftreffendes Nieder-
schlagswasser sollte zur Verringerung der Abflussspitzen in ausrei-
chend bemessenen Zisternen gesammelt und auf dem Grundstück ge-
nutzt werden. Nach Möglichkeit sollen diese bewirtschaftet werden kön-
nen. 

4. Grundwasserschutz 	Maßnahmen, bei denen aufgrund der Gründungstiefe mit Grundwasser-
freilegung zu rechnen ist, sind rechtzeitig vor der Ausführung beim 
Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Wasserrechtsamt, anzuzeigen. 

Ingenieurbüro Weese + Zuber GmbH, Kurpfalzstraße 40, 69226 Nußloch 	 10.03.2020 
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Aktuelle und historische Grundwasserstände sind über den Daten- und 
Kartendienst der LUBW http://udo.lubw.baden-wuerttemberg.de/public. 
Direktauskünfte zur Grundwasserständen erteilt das Regierungsprä-
sidium Karlsruhe. 

Die Entnahme von Grundwasser zum Zweck der Wasserhaltung bedarf 
einer wasserrechtlichen Erlaubnis, die rechtzeitig vor Baubeginn beim 
Wasserrechtsamt des Rhein-Neckar-Kreises zu beantragen ist. 

Ständige Grundwasserabsenkungen mit Ableitung in die Kanalisation 
oder in Oberflächengewässer sind nicht erlaubt. 

Wird bei Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser angeschnitten, sind 
die Arbeiten, die zur Erschließung geführt haben, unverzüglich einzu-
stellen sowie das Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Wasserrechtsamt, 
zu benachrichtigen. 

Bei der Planung und dem Bau der Entwässerungseinrichtungen zur Ab-
leitung der Niederschlagswässer sind die Belange der Grundwasser-
neubildung zu beachten. 

Erdwärmesondenanlagen sind grundsätzlich zulässig. Bau und Betrieb 
bedürfen einer wasserrechtlichen Zulassung. Zum Schutz vor Geo-
risiken bestehen jedoch im Planungsgebiet schichtbezogene Bohrtiefen-
begrenzungen. 

6. Abwasser 	 Fremdwasser (Quellen-, Brunnen-, Grabeneinläufe, Dränagen etc.) darf 
nicht der Kläranlage zugeführt werden, sondern ist ggf. getrennt abzu-
leiten. In Bereichen mit höherem Grundwasserstand dürfen Drainagen 
nur in ein Gewässer bzw. in einen Regenwasserkanal abgeführt wer-
den. Ansonsten ist auf den Bau von Kellern zu verzichten oder die Keller 
sind als weiße Wanne auszubilden. 

7. Begrünte Dächer 	Es wird empfohlen, die Dachflächen zumindest bis 15 Grad Dachnei-
gung als begrünte Flächen auszubilden und die mindestens 12 cm oder 
10 cm mächtige Substratauflage mit heimischen Gräsern, Wildkräutern 
und / oder bodendeckenden Gewächsen zu bepflanzen und so zu er-
halten. Ab einer Dachneigung von ca. 20 Grad ist für die Begrünung 
eine Schubsicherung erforderlich. Unter 5 Grad muss auf eine 
ausreichende Dränschicht geachtet werden. 
Auf eine Bewirtschaftung der Zisterne (mit Drosseleinrichtung) kann ver-
zichtet werden, wenn das zugehörige Dach mit einer Mindestsubstrat-
stärke von 10 cm begrünt wird. 

Vorteile des Gründaches: 
Regenspeicherung, Abflussverzögerung, Verdunstung, biologische Aus-
gleichsfläche, Reinigung des Niederschlagswassers, Wärmedämmung, 
Lärmdämmung, Ästhetik, Sturmsicherung, Verbesserung des 
Kleinklimas, Kostenvorteil bei gesplitteter Abwassergebühr. 

8. Altlasten 	 Falls bei der Durchführung von Bodenarbeiten geruchliche und/oder 
optische Auffälligkeiten bemerkt werden, die auf Bodenverunreinigungen 
hinweisen, ist das Wasserrechtsamt beim Landratsamt Rhein-Neckar-
Kreis umgehend zu informieren und in die weiteren Maßnahmen einzu-
binden. 

Ingenieurbüro Weese + Zuber GmbH, Kurpfalzstraße 40, 69226 Nußloch 	 10.03.2020 
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Örtliche Bauvorschriften  
§ 74 und § 75 LBO 

1. Äußere Gestaltung baulicher Anlagen 
§ 74 (1) 1 LBO 

1.1 	Dachform und Dachneigung Satteldach, 20 — 40° 

2. Gestaltung der unbebauten Flächen 
bebauter Grundstücke und deren 
Einfriedigungen 
§ 74 (1) 3 LBO 

2.1 	Gestaltung der unbebauten 	Unbebaute Flächen sind landschaftsgärtnerisch anzulegen. 
Flächen bebauter Grundstücke 

Außerdem 	wird 	festgesetzt, 	dass 	die 	nicht 	baulich 	genutzten 
Freiflächen 	der 	Baugrundstücke 	auch 	als 	unversiegelte 
Vegetationsflächen gärtnerisch anzulegen sind. 
Kies-, 	Schotter- 	und 	gestalterisch 	ähnliche 	Flächen, 	ggf. 	in 
Kombination 	mit 	darunterliegenden 	wasserdichten 	oder 	nicht 
durchwurzelbaren Folien sind hierfür unzulässig. Teichfolien können 
nur bei der Anlage von permanent wassergefüllten Gartenteichen 
zugelassen werden. 

Pro Gebäude ist mindestens ein hochstämmiger, einheimischer 
Laub- oder Obstbaum zu pflanzen. 

Zwischen 	dem 	Gebäude 	und 	der 	Heltenstraße 	ist 	das 
Geländeniveau in der Höhenlage des Straßenniveaus (Gehweg-
hinterkante) herzustellen. 

2.2 Auffüllungen und Abgrabungen Auffüllungen und Abgrabungen dürfen nur unmittelbar am Gebäude, 
(max. 5,0 m Abstand) erfolgen. 	Die Geländehöhen der Nach- 
bargrundstücke (insbesondere zu 	FIst.Nr. 4184/3, 4184, 4916/5, 
4916/6 und 4184/5) sind dabei zu berücksichtigen. 

2.3 Stützmauern Stützmauern dürfen max. 1,50 m hoch sein. Im Anschluss muss 
eine Abböschung (Böschungswinkel max. 45°) erfolgen. 

2.4 Einfriedigungen An 	öffentlichen 	Verkehrsflächen 	sind 	Einfriedigungen 	mit 
Heckenhinterpflanzung zulässig. 
Gesamthöhe, auch der Heckenhinterpflanzung max. 1,50 m. 
Im Übrigen gelten die Festsetzungen des Nachbarrechtsgesetzes. 

3.  Stellplatzverpflichtung 
§ 74 (2) 2 LBO 

3.1 Stellplatzverpflichtung Je Wohneinheit sind zwei PKW-Stellplätze als Stellplatz, Garage 
oder Carport herzustellen, 	wobei ein 	Stellplatz als „gefangener" 
Stellplatz möglich ist. 
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4. 	Ordnungswidrigkeiten 
§ 75 LBO 

	

4.1 	Ordnungswidrigkeiten Ordnungswidrig im Sinne von § 75 LBO handelt, wer den 
Festsetzungen der hiermit nach § 74 LBO erlassenen, örtlichen 
Bauvorschriften zuwiderhandelt. 

Nußloch, den 10.03.2020 

INGENIEURBÜRO 
WEESE + ZUBER GmbH 

Die Übereinstimmung der Örtlichen Bauvor- 	Leimen, den 
schriften zum Bebauungsplan "Bayermühle" mit 
Satzungsdatum  	mit den hierzu 
ergangenen Beschlüssen des Gemeinderates 	Der Oberbürgermeister 
bestätigt : 
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Stadt Leimen 
Bebauungsplan „Bayermühle" 

Begründung 

1. Lage des Plangebietes 

Das Plangebiet des Bebauungsplanes „Bayermühle" liegt am nordöstlichen Rand der 

vorhandenen Bebauung südlich der Heltenstraße und östlich der Panoramastraße. Es umfasst die 

beiden Flurstücke Nr. 4184/15 und 4184/16 mit einer Fläche von insgesamt ca. 2.270 m2. 

2. Rechtliche Verhältnisse 

Die westlich angrenzende Bebauung und entlang der Panoramastraße liegt innerhalb des 

Geltungsbereich des Bebauungsplanes „Täsch, Änderung I". Dieser Plan wurde im Jahre 1977 
rechtskräftig. Die südlich angrenzende Reihenhausbebauung „Bayermühle 2 — 8" war bisher dem 

Aussenbereich zugeordnet. 

Das Plangebiet war bisher nicht städtebaulich erfasst. Im Flächennutzungsplan ist dieser Bereich 

als Wohnbaufläche ausgewiesen. 

3. Ziel und Zweck der Planaufstellung  

Frühere Planungen für eine Wohnbebauung scheiterten bisher aufgrund des erforderlichen 
Schallschutzes für die östlich angrenzende Sportschützenanlage. Hier wurden zwischenzeitlich 

vor Ort Schallschutzmaßnahmen vorgenommen (sh. Abs. 8. Lärmschutz Schützenverein). 

Der Bebauungsplan sieht die Festlegung von zwei überbaubaren Grundstücksflächen für eine 

Doppelhausbebauung vor. Insgesamt wird bei einer Hausbreite von 6,50 m die Bebauung mit 4 
Doppelhäusern ermöglicht. 

Die Geschosszahl wurde mit 2 Vollgeschossen, die Grundflächenzahl mit 0,4 und die 

Geschossflächenzahl mit 0,8 in Anlehnung an die angrenzende Wohnbebauung festgesetzt. 

Das Plangebiet wird durch eine Wasserleitung der Stadtwerke Leimen durchschnitten. In diesem 

Bereich wurde ebenso wie in den Bereichen, in denen die Verdolung des Rösbaches in der Nähe 
der Grundstücksgrenze verläuft, ein Leitungsrecht von 3 m Breite definiert. Stellplätze und 

Carports sollen in diesem festgesetzten Bereich als „Garagenhof" zulässig sein. 

An der südlichen Grenze entlang des FIst.Nr. 4184/5 (Privatweg) und 4184 wird ein 

Zufahrtsverbot festgesetzt. Für den Bereich der Straße „Bayermühle" (FIst.Nr. 4916/6) sollen nur 

Zufahrten für oberirdische Stellplätze, Carports und Garagen nach § 9 (1) 4 BauGB möglich sein 

und die Zufahrt für Gemeinschaftsanlagen nach § 9 (1) 22 BauGB ausgeschlossen werden. 
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Die Planungsrechtlichen Festsetzungen legen ferner die Höhenlage und die max. zulässige Trauf-

höhe fest. 

Durch den Neubau der 8535 wurde der Verkehr in der Heltenstrasse (früher L600) stark entlastet. 

Aufgrund der jetzt so geringen Verkehrsmengen wird im jetzigen Planungsstadium auf eine 

Quantifizierung des erforderlichen Lärmschutzes verzichtet, da durch die EnEV 2016 bereits in 

Bezug auf Fensterausbildung der Lärmpegelbereich II - III in vollem Umfang erreicht wird. Hinzu 

kommt, dass sich durch die Ausrichtung der Bebauung in Richtung Süden eine weitere 

Abschirmung des Strassenlärmpegels ergibt. 

4. Örtliche Bauvorschriften  

Für den Planbereich werden als Dachform Satteldach mit Angabe der Hauptfirstrichtung und einer 

Dachneigung von 20 — 40 Grad festgesetzt. Ferner enthalten die örtlichen Bauvorschriften 

Angaben über Auffüllungen und Abgrabungen, Festlegungen über die Gestaltung der unbebauten 

Flächen der bebauten Grundstücke, zu Einfriedigungen und die Festsetzung eines Pflanzgebotes. 

Unter Bezugnahme von § 74 (2) 2 LBO werden je Wohneinheit zwei PKW-Stellplätze festgesetzt. 

5. Umweltverträglichkeit 

Es ist keine Umweltverträglichkeitsprüfung nach § 3 c des Gesetzes über die Umweltverträglich-

keitsprüfung (UVPG) durchzuführen, da die Fläche unter dem Schwellenwert von 20.000 m2  liegt 

und aufgrund der Lage im Innerortsbereich erhebliche Umweltauswirkungen ausgeschlossen 

werden können. 

6. Altlasten  

Etwa 50 m südlich befindet sich der Rand der Altablagerung „Täsch" (AIC, Historische Erhebung 

von Altablagerungen, Stand 1989) 

7. Naturschutzrechtliche und umweltschützende Belange / Begrünung 

Innerhalb des Plangebietes sind keine Biotope nach § 32 NatSchG ausgewiesen. Auf der 

gegenüberliegenden nördlichen Seite der Heltenstraße ist eine Hecke unter der Biotop-Nr. 

166.182260025 auf FIst.Nr. 299/8 ausgewiesen. 

Entlang des ca. 100 m östlich verlaufenden Waldrandes verläuft die Grenze des 

Landschaftsschutzgebietes Nr. 2.26.048 (Bergstraße Süd). 
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8. Lärmschutz Schützenverein  

Aufgrund der Nähe des Plangebietes zur Schießanlage des Schützenvereins 

„Schützengesellschaft 1874 Leimen e.V." besteht eine erhebliche Konfliktsituation hinsichtlich der 

Lärmbelastung. So kommt die schalltechnische Untersuchung vom 14.09.2017 zu dem Schluss, 

dass ohne Lärmminderungsmaßnahmen an der 25 m Schießbahn an dem nächstgelegenen 

geplanten Wohnhaus während des Trainings der Immissionsrichtwert der TA Lärm für ein 

Allgemeines Wohngebiet von IRWTag  = 55 dB(A) im Tagzeitraum sowohl an Werktagen als auch 

an Sonn- und Feiertagen erheblich überschritten wird. 

Am Schießstand wurden zwischenzeitlich bauliche Maßnahmen in Abstimmung mit dem IBS 

Ingenieurbüro für Schall- und Schwinungstechnik GmbH, Frankenthal durchgeführt, um die 

Lärmbelastung zu reduzieren. 

Im Rahmen der abschließenden Untersuchung wurden Messungen an insgesamt 5 Meßpunkten 

im 1. OG und Dachgeschoss an der geplanten Bebauung mit Entfernungen zwischen 11 und 

52 m zur Schießanlage durchgeführt. Betrachtet wurden werktags in den Abendstunden zwischen 

19 und 21 Uhr und Sonntags zwischen 10 und 12 Uhr Trainingsschießen mit Kaliber .357 

Magnum, Kaliber 9 x 19 mm und Kleinkaliberwaffen. Die ungünstigste Situtation für den 

Trainingsbetrieb ergibt sich an Werktagen. Die ermittelten Beruteilungspegel Lr  ergaben Werte 

zwischen 51 und 55 dB(A). 

Wettkämpfe sollen maximal 8 — 10 Mal jährlich stattfinden und können daher als „seltenes 

Ereignis" im Sinne der TA Lärm eingestuft werden. Hierbei ergab sich ein Beurteilungspegel Lr  

von max. 60 dB(A). Der hierfür maßgebliche Immisssionsrichtwert von 70 dB(A) wird ebenfalls 

eingehalten. 

Der jetzt vorliegende Prüfbericht Nr. 19.3.256 der Schalltechnischen Untersuchung des IBS 

Ingenieurbüro für Schall- und Schwingungstechnik GmbH vom 04.11.2019 kommt zu dem 

Schluss, dass die Umsetzung der Lärmminderungsmaßnahmen am stärksten betroffenen Punkt 

eine Pegelminderung um ca. 17 dB(A) im Vergleich zur Situation vor Umsetzung der Maßnahmen 

geführt hat. 

Am maßgeblichen (am stärksten betroffenen) Immissionsort wird nun beim Trainingsbetrieb an 

Werktagen der Immissionsrichtwert beim Trainingsebtrieb an Werktagen eingehalten und bei den 

anderen Meßpunkten unterschritten. Beim Trainingsbetrieb an Sonntagen wird an allen 

Immissionsorten der Richtwert unterschritten. 

An Wettkampftagen wird der Immissionsrichtwert nach 6.1 der TA Lärm an keinem der 

untersuchten Immissionsorte eingehalten. Die Anforderungen der TA Lärm bei „seltenen 

Ereignissen" werden jedoch sicher eingehalten. 

Einzelne kurzzeitige Geräuschspitzen überschreiten die Immissionsrichtwerte am Tag um nicht 

mehr als 30 dB(A). Nachts findet kein Schießbetrieb statt. 

Ingenieurbüro Weese + Zuber GmbH, Kurpfalzstraße 40, 69226 Nußloch 	 10.03.2020 



Stadt Leimen, Begründung zum Bebauungsplan „Bayermühle" 	 Seite 4 

Zur Einhaltung der Innnnissionsrichtwerte ist sicherzustellen, dass 

• die zugrunde gelegten Schusszahlen der jeweiligen Kaliber nicht überschritten werden, 

• nicht mit Kaliber .44 geschossen wird, 

• während des Schießbetriebs die Fenster des Schützenhauses geschlossen sind und die 

Verbindungstüren zwischen Gastraum im Schützenhaus und Aufsichtsraum sowie 

zwischen Aufsichtsraum und den Schießbahnen geschlossen gehalten werden und 

• die Fenster des an der Schießanlage angrenzenden Doppelhauses im Obergeschoss 

und im Dachgeschoss mindestens ein bewertetes Schalldämmmaß von Rw,, = 38 dB(A) 

aufweisen (Schallschutzklasse 3 nach VDI 2719). 

Im Bebauungsplan wird für den entsprechenden Bereich in den Obergeschosse daher Schall-

schutzfenster der Schallschutzklasse 3 nach VDI 2719 vorgeschrieben. 

9. Umweltbericht 

Das Bebauungsplanverfahren wird nach § 13 BauGB durchgeführt. Von einem Umweltbericht 
nach § 2 a BauGB ist hierbei abzusehen, jedoch werden die Umweltbelange wie folgt gewürdigt 
und geprüft: 

Schutzgut Boden:  

Durch die Änderung der Nutzung von bisheriger Wiese in Wohngebiet ist keine 

Beeinträchtigung der Umgebung in Bezug auf das Schutzgut Boden zu erwarten. 

Schutzqut Oberflächengewässer:  

Eine Beeinträchtigung des Schutzgutes Oberflächengewässer wird durch die geplante 
Nutzung ausgeschlossen. 

Schutzgut Grundwasser:  

Durch die Bebauungsplanänderung ergeben sich nur geringe Auswirkungen auf das Schutzgut 

Grundwasser. 

Schutzgut Klima:  

Durch die Bebauungsplanänderung sind keine besonderen negativen Auswirkungen auf das 

Schutzgut Klima zu erwarten. 

Schutzgut Arten und Biotope:  

Im Rahmen der bisherigen Nutzung sind keine schützenswerten Arten und Biotope vorhanden. 

Der Bebauungsplan weist als Ersatz die Pflanzung von großkronigen Bäumen aus. Das 
Schutzgut Arten und Biotope erfährt durch die Bebauungsplan-Änderung keine negative 

Veränderung. 
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Schutzqut Landschaftsbild und Erholung:  

Durch die geplante Bebauungsplan-Änderung ergeben sich keine besonderen Veränderungen 

auf das Schutzgut Landschaftsbild und Erholung. 

Schutzqut Mensch:  

Durch den Schützenverein werden die nach TA Lärm Immissionsrichtwerte nicht eingehalten. 

Durch die vorgesehenen schallabsorbierenden Maßnahmen am Schießstand ist für das 

Schutzgut Mensch auch an der bestehenden Bebauung eine Verbesserung zu erwarten. 

Zusammenfassende Bewertung der Schutzgüter:  

Durch die Bebauungsplan-Änderung ergeben sich bei den o.g. Schutzgütern keine 

Verschlechterungen in solchem Maße, die einen naturrechtlichen Ausgleich erfordern. Für das 

Schutzgut Mensch ist eine Verbesserung zu erwarten. 

10. Bodenordnung und Kosten  

Eine erforderliche Bodenordnung kann als Fortführungsnachweis durchgeführt werden. Das 

Plangebiet ist durch die bestehende Infrastruktur bereits erschlossen. 

Für die Stadt Leimen entstehen für die Verwirklichung des Bebauungsplanes keine weiteren 
Kosten. 

Zwischen der Stadt Leimen und dem Vorhabenträger wurde ein städtebaulicher Vertrag auf 
Grundlage des Gemeinderatsbeschlusses vom 12.07.2018 geschlossen. Alle Kosten für die 

Verwirklichung dieser Bauvorhaben sind durch den Bauträger zu übernehmen, insbesonders für 
erforderliche Gutachten in Bezug auf Lärmschutz vor der Sportschützenanlage und die 

Herstellung der notwendigen Schallschutzumbauten /-Maßnahmen. 

Nußloch, den 10.03.2020 
	

Leimen, den 

Ingenieurbüro 

WEESE + ZUBER GmbH 
	

Der Oberbürgermeister 
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Bebauungsplan „Bayermühle" in Leimen-Mitte 
Synopse zur Anhörung der Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 2 BauGB 

Nr. Stand Datum 
Name 

Anregungen und Bedenken Stellungnahme der Verwaltung 

30.01.2019 
Abwasserverband „Untere Hardt" 

Durch das Vorhaben sind keine technischen Anlagen des Abwasserverbandes „Un- 
tere Hardt" direkt betroffen. Die indirekten Auswirkungen des Vorhabens auf die An-
lagen des Verbandes (Kanäle, Regenbecken, Hebewerke, Kläranlage) sind durch 
die Ansätze bei den Anlagenbemessungen in ausreichendem Maße berücksichtigt. 

Gegen das Vorhaben bestehen aus unserer Sicht keine Bedenken. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

2 A 31.01.2019 
Nachbarschaftsverband Heidelberg- 
Mannheim 

Die Unterlagen wurde auf Übereinstimmung mit den Darstellungen des Flächen- 
nutzungsplanes „FNP) geprüft. Der Bebauungsplanentwurf ist aus dem FNP ent-
wickelt. 
Bitte übergeben Sie uns nach Verfahrensabschluss ein Exemplar des rechtskräf-
tigen Bebauungsplans mit dem Datum der öffentlichen Bekanntmachung, damit wir 
unsere Unterlagen aktuell halten können. 

Grundsätzlich möchten wir darauf hinweisen, dass innerhalb des Nachbarschafts-
verbandes Einigkeit besteht, zukünftig die Baugebiete sehr viel stärker als bisher im 
Hinblick auf ihre jeweiligen entstehenden Qualitäten zu betrachten, da das Ver-
bandsgebiet von einer besonders hohen Siedlungsdichte bei gleichbleibend hoher 
Nachfrage nach Wohnraum geprägt ist. Insofern ist es aus Sicht der interkommu-
nalen Flächennutzungsplanung notwendig, die vorgesehene Entwicklung vertiefend 
zu erfassen. Wir bitten im Zuge zukünftiger Bebauungsplanverfahren darum, die 
voraussichtlich entstehenden Gebäudetypologien, Wohneinheiten und Grund-
stücksgrößen sowie deren jeweiligen Flächenanteil innerhalb des Plangebietes zu 
ermitteln und diese Angaben in die jeweilige Begründung aufzunehmen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

3 A 06.02.2019 
Ingenieurbüro Schulz 
im Auftrag des Zweckverband- 
Wasserversorgung Hardtgruppe 

Im Auftrag des Zweckverbands Wasserversorgung Hardtgruppe, kann ich Ihnen 
mitteilen, dass im Zuge der Aufstellung des Bebauungsplanes „Bayermühle" in 
Leimen-Mitte, weder Leitungen noch die Belange des Zweckverbands betroffen 
sind. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

4 A 31.01.2019 
Rhein-Neckar-Kreis 
Vermessungsamt 

Zur Aufstellung des Bebauungsplanes „Bayermühle" sind von Seiten des Vermes- 
sungsamtes des Rhein-Neckar-Kreises keine Bedenken und Anregungen vorzu-
bringen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

5 A 04.02.2019 
Regierungspräsidium Karlsruhe 
Abt. 4 — Straßenwesen u. Verkehr 

Keine Bedenken oder Anregungen Wird zur Kenntnis genommen. 

Stand: 	A 	Stellungnahme im Rahmen der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange nach § 4 (2) BauGB 
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Nr. Stand Datum 
Name 

Anregungen und Bedenken Stellungnahme der Verwaltung 

6 A 11.02.2019 
Amprion GmbH 

Im Planbereich der o.g. Maßnahme verlaufen keine Höchstspannungsleitungen 
unseres Unternehmens. 
Planungen von Höchstspannungsleitun gen für diesen Bereich liegen aus heutiger 
Sicht nicht vor. 
Wir gehen davon aus, dass Sie bezüglich weiterer Versorgungsleitungen die zu- 
ständigen Unternehmen beteiligt haben. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Weitere Versorgungsträger wurden ebenfalls angehört. 

7 A 05.02.2019 
Rhein-Neckar-Kreis 
Amt für Landwirtschaft und 
Naturschutz 
Amtsleitung 

Landwirtschaftliche Belange sind durch die Aufstellung des Bebauungsplanes 
„Bayermühle" in Leimen nicht betroffen. 

Wir äußern keine Bedenken. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

8 A 13.02.2019 
Stadtverwaltung Leimen 
Ordnungs- u. Sozialamt 

Aus Sicht der Straßenverkehrsbehörde bestehen keine Bedenken gegen den Be- 
bauungsplan „Bayermühle". 

Diese Angelegenheit wurde bereits in der Verkehrskommission besprochen. Die 
Anbindung der Grundstücke sollte über die Straße „Bayermühle" erfolgen. Lediglich 
das FIst.Nr. 4184/16 kann über die Heltenstraße angebunden werden. Hierfür ist 
die Versetzung des Ortsschildes auf der Heltenstraße erforderlich. 
Für eventuelle Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Aufgrund des schlecht einsehbaren Kurvenverlaufs der 
L600 sind Carports und Garagen nur an genau festgelegten 
Stellen zulässig. Daher wurde die Flächen für Garagen und 
Carports im Bereich des Wendehammers der öffentl. Straße 
„Bayermühle" erweitert. 

9 A 13.02.2019 
Stadtverwaltung Leimen 
Bauamt / Wasserrecht 

Nach Prüfung der Unterlagen haben wir folgende Anmerkungen: 

a) 	Entlang der nördlichen Flurstücksgrenzen des geplanten Baugebiets im 
Norden verläuft eine Verdolungsleitung, die im Plan mit Rösbachverdolung 
bezeichnet ist: 

- 	Das FIst.Nr. 4184/16 (sh. Einzeichnung im beigefügten Plan) hat im 
nördlichen Bereich eine „Ausstülpung", die im vorliegenden Bebau- 
ungsplanentwurf nicht enthalten ist. 
Es ist daher zu klären, was mit dieser Ausstülpung eigentumsrechtlich 
geschieht, weil ansonsten ein Teil der Verdolungsleitung auf dem pri- 
vaten FIst.Nr. 4184/16 läge. Sofern dies eigentumsrechtlich weiterhin 
zum FIst.Nr. 4184/16 gehören soll, wäre das Leitungsrecht im 
Planentwurf entsprechend anzupassen. 

- 	In Anbetracht dessen, dass es sich bei FIst.Nr. 4184/5 um eine Privat- 

Die Beschriftung der verdolten Leitung wurde korrigiert. 

Die Ausstülpung des Grenzverlaufs ist im Bebauungsplan 
dargestellt, wurde aber durch die Darstellung des Geltungs-
bereiches verdeckt. Die Ausstülpung liegt außerhalb des 
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes. Eine Korrektur 
des Grenzverlaufs entlang der Gehweghinterkante kann mit 
einer individuellen Vereinbarung mit dem Grundstückseigen-
tümer erfolgen. 

Stand: 
	

A 	Stellungnahme im Rahmen der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange nach § 4 (2) BauGB 
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Anregungen und Bedenken 
	

Stellungnahme der Verwaltung 

straße handelt, kann das geplane Baugebiet und Bauvorhaben nur 
	

Durch den öffentlichen Bereich der Straße „Bayermühle" 
über eine schmale Stelle des städtischen Wendehammers oder über kann nur ein geringer Teil im Bereich des Wendehammers 
die Heltenstraße erfolgen. 	 erschlossen werden. Daher ist die Haupterschließung über 

die Heltenstraße vorgesehen. 
Es ist daher bei den Bauarbeiten auf den FIst.Nr. 4184/15 und 
4185/16 darauf zu achten, dass die Verdolungsleitung nicht beschä- 	Die Hinweise und Planungsrechtlichen Festsetzungen 
digt wird. Vor Beginn und nach Beendigung der Baumaßnahme ist ein wurden diesbezüglich ergänzt. 
Beweissicherungsverfahren für die Verdolungsleitung auf Kosten des / 
der Eigentümer/Bauherrn durchzuführen, um mögliche Schäden an 
der Verdolungsleitung ausschließen zu können. Im Bereich der 
Schutztrasse der Verdolungsleitung dürfen insbesondere keine Bau- 
kräne aufgestellt werden. 

Die Verdolungsleitung darf nicht überbaut werden. Es dürfen auch kei- 
ne Stellplätze oder sonstige Bauwerke, die geeignet wären, die Si- 
cherheit der Verdolungsleitung zu gefährden, im Bereich der Schutz- 
trasse der Verdolungsleitung angelegt werden. 

Der Stadt Leimen ist neben dem Leitungsrecht (Schutztrasse für die 
Verdolung) ein jederzeitiges Zugangsrecht für Arbeiten an der Ver- 
dolungsleitung einzuräumen. 

Nachrichtlich: Es handelt sich nicht um eine Rösbachverdolung, son- 
dern um eine Verdolung, die in den Rösbach einleitet. 

b) In den vergangenen Jahren kam es im Bereich der Bayermühle gelegent- 
lich nach starken Regenereignissen aufgrund der Hanglage zu Ab- 
schwemmungen von Erdreich aus den FIst.Nr. 4184/15 und 4184/16 auf 
die öffentliche Straße „Bayermühle". 

Während der Baumaßnahme ist darauf zu achten, dass die bestehende 
	

Die Hinweise wurden entsprechend ergänzt. 
Grasnarbe geringstmöglich geschädigt wird. Bereiche mit offenem Boden 
(d.h. ohne Bewuchs) sind so zu sichern, dass ein Abschwemmen des 
Erdreichs oder sonstiger Materialien möglichst vermieden wird. Sollte es 
trotz dieser Sicherungsmaßnahmen zu Abschwemmungen kommen, sind 
diese Schäden unverzüglich vom/von den Eigentümer(n)/Bauherrn der 
verursachenden FIst.Nr. 4184/15 und/oder 4184/16 auf seine Kosten zu 
beseitigen. 

Nach Beendigung der Baumaßnahme ist sicherzustellen, dass der Aus- 

Nr. Stand Datum 
Name 
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senbereich schnellstmöglich so befestigt (z.B. durch Aussaat von Gras-
samen, Bepflanzung etc.) wird, dass die Gefahr einer Abschwemmung 
geringstmöglich gehalten wird. Sollte es trotzdem zu Abschwemmungen 
kommen, sind diese Schäden unverzüglich vom/von den Eigentümern 
/Bauherrn des/der verursachenden Flurstücke auf seine Kosten zu be-
seitigen. 

Niederschlagswasser von unbebauten Außenflächen (wie z.B. Garten) ist 
auf den beiden Flurstücken zu versickern oder auf geeignete Weise zu 
sammeln und abzuführen, dass eine Überschwemmung der öffentlichen 
Straße „Bayermühle" ausgeschlossen ist. Dies gilt analog auch für die 
Gefahr einer Abschwemmung/Überschwemmung auf die öffentliche 
Straße „Heltenstraße" (sowie nachrichtlich auch für die Privatstraße 
FIst.Nr. 4184/5 oder sonstige angrenzende Flurstücke). 

10 A 18.02.2019 
Rhein-Neckar-Kreis 
Wasserrechtsamt 

Grundwasserschutz / Wasserversorgung 

Die Nr. 2 — 8 wurden in die Hinweise aufgenommen. 

Gegen die Aufstellung des Bebauungsplanes „Bayermühle" (FIst.Nr. 4184/15 und 
4184/16) gibt es aus Sicht des Referates für Grundwasserschutz und Wasser-
versorgung unter Berücksichtigung der bestehenden planungsrechtlichen Grund-
lagen sowie der unten nachfolgenden Hinweise und Nebenbestimmungen keine 
grundsätzlichen Bedenken. 
Das Gebiet befindet sich außerhalb eines festgesetzten oder in Planung befind-
lichen Wasserschutzgebietes. 

Wassersversorgung: 
1. 	Wassersversorgungsanlagen sind gemäß § 44 Abs. 4 WG nach den all-

gemein anerkannten Regeln der Technik zu errichten, zu unterhalten und 
zu betreiben. 

Grundwasserschutz: 
2. Maßnahmen, bei denen aufgrund der Gründungstiefe mit Grundwasser- 

freilegung zu rechnen ist, sind rechtzeitig vor der Ausführung beim Land-
ratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Wasserrechtsamt, anzuzeigen. 

3. Aktuelle und historische Grundwasserstände sind über den Daten- und 
Kartendienst der LUBW http://udo.lubw.baden-wuerttemberg.de/public. 
Direktauskünfte zur Grundwasserständen erteilt das Regierungspräsidium 
Karlsruhe. 

4. Die Entnahme von Grundwasser zum Zweck der Wasserhaltung bedarf 
einer wasserrechtlichen Erlaubnis, die rechtzeitig vor Baubeginn beim 
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Wasserrechtsamt des Rhein-Neckar-Kreises zu beantragen ist. 
5. Ständige Grundwasserabsenkungen mit Ableitung in die Kanalisation oder 

in Oberflächengewässer sind nicht erlaubt. 
6. Wird bei Baumaßnahmen unerwartet Grundwasser angeschnitten, sind die 

Arbeiten, die zur Erschließung geführt haben, unverzüglich einzustellen 
sowie das Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis, Wasserrechtsamt, zu be-
nachrichtigen. 

7. Bei der Planung und dem Bau der Entwässerungseinrichtungen zur Ab-
leitung der Niederschlagswässer sind die Belange der Grundwasser-
neubildung zu beachten. 

8. Erdwärmesondenanlagen sind grundsätzlich zulässig. Bau und Betrieb 
bedürfen einer wasserrechtlichen Zulassung. Zum Schutz vor Georisiken 
bestehen jedoch im Planungsgebiet schichtbezogene Bohrtiefenbegren-
zungen. 

Kommunalabwasser/Gewässeraufsicht 

Nr. 10 wurde in die Hinweise übernommen. 

Nr. 11, 15, 16 — 18 wurden in die Hinweise übernommen. 

Kommunalabwasser 

Aus der Sicht der Abwasserbeseitigung bestehen gegen die Aufstellung des Bebau-
ungsplans keine grundsätzlichen Bedenken. 

Folgende Hinweise und Nebenbestimmungen sind zu beachten: 

Abwasser: 
9. Durch einen satzungsgemäßen Anschluss der Grundstücke an das öffent-

liche Kanalnetz ist die ordnungsgemäße Abwasserbeseitigung sicher-
zustellen. 

10. Fremdwasser (Quellen-, Brunnen-, Grabeneinläufe, Dränagen etc.) darf 
nicht der Kläranlage zugeführt werden, sondern ist ggf. getrennt abzu-
leiten. In Bereichen mit höherem Grundwasserstand dürfen Drainagen nur 
in ein Gewässer bzw. in einen Regenwasserkanal abgeführt werden. An-
sonsten ist auf den Bau von Kellern zu verzichten oder die Keller sind als 
weiße Wanne auszubilden. 

Niederschlagswasserbeseitigung / Regenwasserbewirtschaftung: 

11. Gemäß §§ 55 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes soll Niederschlags- 
wasser ortsnah versickert, verrieselt oder direkt oder über eine Kanalisa-
tion ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer eingeleitet 
werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich- 
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rechtliche Vorschriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenste-
hen. 
Maßgebend hierzu ist die Verordnung des Umweltministeriums über die 
dezentrale Beseitigung von Niederschlagswasser vom 22. März 1999. 

12. Für eine Versickerung / Teilversickerung von Niederschlagswasser ist u.a. 
die Verordnung des Umweltministeriums Baden-Württemberg über dessen 
dezentrale Beseitigung vom 22.03.1999 maßgebend (Niederschlagswas-
serverordnung). Die Niederschlagswasserbeseitigung muss schadlos er-
folgen. 

13. Das Wassergesetz Baden-Württemberg vom 3. Dezember 2013 gemäß 
§ 46 Abs. 2 Nr. 2 gibt den Gemeinden die Möglichkeit, bei neu bebauten 
Grundstücken einen Anschluss an die Regenwasserkanalisation anzu-
ordnen. 

14. Niederschlagswasser darf nach § 2 der Niederschlagswasserverordnung 
erlaubnisfrei versickert oder als Gemeingebrauch in ein oberirdisches 
Gewässer eingeleitet werden, wenn es von folgenden Flächen stammt: 

a. Dachflächen, mit Ausnahme von Dachflächen in Gewerbegebieten 
und Industriegebieten sowie Sondergebieten mit vergleichbaren 
Nutzungen 

b. befestigten Grundstücksflächen, mit Ausnahme von gewerblich, hand-
werklich und industriell genutzten Flächen, 

c. öffentlichen Straßen, die als Ortsstraßen der Erschließung von Wohn-
gebieten dienen, und öffentlichen Straßen außerhalb der geschlos-
senen Ortslage mit Ausnahme der Fahrbahnen und Parkplätze von 
mehr als 2-streifigen Staßen, 

d. beschränkt öffentlichen Wegen und Geh- und Radwegen, die Be-
standteil einer öffentlichen Straße sind. 

15. Niederschlagswasser sollte möglichst zentral oder semizentral gesammelt 
und versickert oder ortsnah in ein oberirdisches Gewässer eingeleitet wer-
den. 
Vor der ortsnahen Einleitung in ein oberirdisches Gewässer sollen die 
Möglichkeiten zur Rückhaltung des Niederschlagswassers genutzt wer-
den. 

Es wird empfohlen, zunächst den vorhandenen Untergrund auf seine Ver-
sickerungsfähigkeit hin zu untersuchen sowie die Möglichkeit der Ableitung 
in den Vorfluter zu prüfen. 
Die Einleitungsmöglichkeit des Niederschlagswassers in den Rös- 
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bach ist vom zuständigen Planungsbüro zu prüfen. 

16. Zur Vermeidung von langfristigen Schadstoffeinträgen in den Boden und in 
das Grundwasser ist unbeschichtetes Metall (Kupfer, Zink, Blei) als Ma-
terial zur Dacheindeckung auszuschließen. Auch auf Regenrinnen und Re-
genfallrohre aus diesen Materialien sollte verzichtet werden. 

17. Zur Erfüllung der Grundsätze der naturverträglichen Regenwasserbewirt-
schaftung sind wasserdurchlässig befestigte PKW-Stellplätze, ausreichend 
bemessene Zisternen und eine Dachbegrünung für flach geneigte Dächer 
im Bebauungsplan empfohlen bzw. vorgeschrieben. 

18. Auf Dach- und befestigten Grundstücksflächen auftreffendes Nieder-
schlagswasser sollte zur Verringerung der Abflussspitzen in ausreichend 
bemessenen Zisternen gesammelt und auf dem Grundstück genutzt wer-
den. Nach Möglichkeit sollen diese bewirtschaftet werden können. 

Der Überlauf einer Zisterne muss entweder: 
a. über die belebte Bodenzone einer Versickerungsmulde versickert 

werden, 
b. an die Kanalisation angeschlossen werden, 
c. über eine Rigole unterirdisch versickert werden. Diese ist nur ge-

stattet, wenn das Dach metallfrei ist oder der Zulauf über ein DIBt-
zugelassenes Substrat erfolgt, welches Metalle zurückhalten kann. 
Die Erforderlichkeit einer wasserrechtlichen Erlaubnis ist zu prüfen. 

Die Planung ist mit der Gemeinde und dem Landratsamt Rhein-Neckar- 
Kreis, Wasserrechtsamt, abzustimmen. 

Empfehlungen für Gründächer in Bebauungsplänen: 
19. Es wird empfohlen, die Dachflächen zumindest bis 15 Grad Dachneigung Die Empfehlungen für Gründächer wurden in die Hinweise  

als begrünte Flächen auszubilden und die mindestens 12 cm oder 10 cm 
mächtige Substratauflage mit heimischen Gräsern, Wildkräutern und / 
oder bodendeckenden Gewächsen zu bepflanzen und so zu erhalten. Ab 
einer Dachneigung von ca. 20 Grad ist für die Begrünung eine Schubsi-
cherung erforderlich. Unter 5 Grad muss auf eine ausreichende Drän-
schicht geachtet werden. 

übernommen.  

20. Auf eine Bewirtschaftung der Zisterne (mit Drosseleinrichtung) kann ver-
zichtet werden, wenn das zugehörige Dach mit einer Mindestsubstrat-
stärke von 10 cm begrünt wird. 

Vorteile des Gründaches: 
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Regenspeicherung, Abflussverzögerung, Verdunstung, biologische Aus-
gleichsfläche, Reinigung des Niederschlagswassers, Wärmedämmung, 
Lärmdämmung, Ästhetik, Sturmsicherung, Verbesserung des Kleinklimas, 
Kostenvorteil bei gesplitteter Abwassergebühr. 

Gewässeraufsicht 

Aus der Sicht der Gewässeraufsicht bestehen gegen die Aufstellung des Bebau-
ungsplans keine grundsätzlichen Bedenken. 

Altlasten / Bodenschutz 

Aus der Sicht des Bodenschutzes und der Altlastenbearbeitung bestehen gegen die 
Aufstellung des Bebauungsplanes unter Berücksichtigung der bestehenden 
planungsrechtlichen Festsetzungen sowie der folgenden Auflagen und Hinweise 
keine Bedenken. 

Altlasten oder altlastverdächtige Flächen liegen im Geltungsbereich unter 
Berücksichtigung der Erfassung altlastverdächtiger Flächen (NISTE 2011) nach 
Auswertung der Gewerbeanmeldungen bis Ende 2011 nicht vor. 

Folgende Hinweise und Nebenbestimmungen sind zu beachten: 

21. Falls bei der Durchführung von Bodenarbeiten geruchliche und / oder op- 
tische Auffälligkeiten bemerkt werden, die auf Bodenverunreinigungen hin-
weisen, ist das Wasserrechtsamt beim Landratsamt Rhein-Neckar-Kreis 
umgehend zu informieren und in die weiteren Maßnahmen einzubinden. 

Nr. 21 wurde in die Hinweise aufgenommen. 

Allgemeine Hinweise zum Bauleitplan-Verfahren 
Die beigefügte Stellungnahme des Landratsamtes Rhein-Neckar-Kreis — Wasser-
rechtsamt — Heidelberg beinhaltet die auf Grund von gesetzlichen Bestimmungen 
zu berücksichtigenden öffentlichen Belange der Fachbehörde. 

Nach § 2 Abs. 1 und § 1 Abs. 6 BauGB ist es Aufgabe der Gemeinde, die verschie-
denen öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht 
abzuwägen. 
Welchen Belangen dabei von der Gemeinde im Rahmen des Abwägungsvorgangs 
zum Durchbruch verholfen wird, ist in eigener Zuständigkeit zu entscheiden. 
Soweit Planungen durch zwingende gesetzliche Bestimmungen (z.B. § 24a 
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NatSchG; Schutzgebietsverordnungen usw.) eingeschränkt oder ausgeschlossen 
werden, ist eine Einbeziehung dieser Bestimmungen in den Abwägungsprozess 
ausgeschlossen. 

Im Hinblick auf die §§ 6 und 10 BauGB wird um detaillierte Begründung des Abwä-
gungsergebnisses der Genehmigungsbehörde gebeten. 

11 A 15.02.2019 
Rhein-Neckar-Kreis 
Gesundheitsamt 
Gesundheitsschutz 

Der Umweltbericht kommt zu folgender Bewertung: Für die Schutzgüter Boden, 
Oberflächengewässer, Grundwasser, Klima, Arten und Biotope, Landschaftsbild 
und Erholung ergeben sich keine Verschlechterungen, die einen naturrechtlichen 
Ausgleich erfordern. 
Im Hinblick auf das Schutzgut Mensch sind die Ergebnisse des Untersuchungs- 
berichtes vom 14.09.2017 zu den Messungen der Schießgeräusche im Sinne der 
TA-Lärm umzusetzen. 

Bezüglich Altlasten ist das Wasserrechtsamt anzuhören. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Die Begründung wurde in Hinblick auf das Schutzgut 
„Mensch" entsprechend dem Untersuchungsbericht vom 
14.09.2017 im Sinne der TA Lärm ergänzt. 

Das Wasserrechtsamt hat zum Thema Altlasten eine 
Stellungnahme abgegeben. 

12 A 26.02.2019 
unitymedia BW GmbH 

Im Planbereich liegen keine Versorgungsanlagen der Unitymedia BW GmbH. Wir 
sind grundsätzlich daran interessiert, unser glasfaserbasiertes Kabelnetz in Neu-
baugebieten zu erweitern und damit einen Beitrag zur Sicherung der Breitband-
versorgung für Ihre Bürger zu leisten. 

Ihre Anfrage wurde an die zuständige Fachabteilung weiter geleitet, die sich mit 
Ihnen zu gegebener Zeit in Verbindung setzen wird. Bis dahin bitten wir Sie, uns am 
Bebauungsplanverfahren weiter zu beteiligen. 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte geben Sie dabei immer 
unsere oben stehende Vorgangsnummer an. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

13 A 22.02.2019 
Rhein-Neckar-Kreis 
Amt für Gewerbeaufsicht und 
Umweltschutz 

Zum Bebauungsplan Bayermühle nimmt das Amt für Gewerbeaufsicht und 
Umweltschutz wie folgt Stellung: 

Aufgrund der Nähe des Plangebiets zur Schießanlage des Schützenvereins 
„Schützengesellschaft 1874 Leimen e.V." besteht eine erhebliche Konfliktsituation 
hinsichtlich Lärmbelastung. Dies wird durch das Messgutachten vom 14.09.2017 
verdeutlicht. 
Eine Lösung des Konflikts ist nur durch aktive Schallschutzmaßnahmen möglich. Lt. dem Untersuchungsbericht vom 14.09.2017 ist davon 
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Laut Begründung soll hierfür ein weiteres Lärmgutachten erstellt werden, in dem 
diese Maßnahmen so festgelegt werden, dass die Immissionsrichtwerte der TA 
Lärm an der geplanten Wohnbebauung eingehalten werden. 

Wir bitten, uns am weiteren Verfahren zu beteiligen. 

Hinweis: 
Das Lärmgutachten zur immissionsschutzrechtlichen Genehmigung der Schieß- 
anlage von 1979 bestätigte (mit dem damals gültigen Berechnungsverfahren) die 
Einhaltung der Immissionsreitwerte. Die Entfernung zur nächstgelegenen Wohn- 
bebauung (eingestuft als WR) war im Gutachten mit ca. 150 m angegeben. 

auszugehen, dass bei aktiven Schallschutzmaßnahmen die 
Immissionsreitwerte der TA Lärm eingehalten werden kön-
nen. Der Bauträger lässt nach eigenen Angaben bereits 
Maßnahmen schrittweise durchführen und in diesem Zu-
sammenhang die Minderungen entsprechend dokumen-
tieren. 
Um diesen Prozess zeitlich vom Bebauungsplanverfahren 
abzukoppeln, wurde in den Planungsrechtlichen Fest-
setzungen eingefügt, dass zum Bauantrag der Nachweis 
über die Einhaltung der Richtwerte der TA Lärm durch ein 
Gutachten nachzuweisen ist. 

14 A 22.02.2019 
Deutsche Telekom Deutschland 
GmbH 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) — als Netzeigen-
tümerin und Nutzungsberechtigte i.S.v. § 68 Abs. 1 TKG — hat die Deutsche Tele-
kom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der 
Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzuneh-
men und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der 
o.g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 

Gegen Ihren Bebauungsplan haben wir keine Einwände. Wir möchten jedoch auf 
folgendes hinweisen: 

Im Planbereich befindet sich eine oberirdische Telekommunikationslinie der Telek- 
om zur Versorgung des Sportschützenhauses (sh. Beigefügtem Lageplan), die bei 
Baumaßnahmen ggf. gesichert werden muss. Sollte diese Telekommunikationslinie 
dem Bauvorhaben im Wege sein, kontaktieren Sie bitte unser Planungsbüro PTI 21 
Heidelberg (Ansprechpartner: Hr. Weis, Tel. 06221/556741 oder Email: 
holgerweis(5 telekom.de), um das weitere Vorgehen abzusprechen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Die oberirdische Leitung wurde nachrichtlich in den zeichn. 
Teil des Bebauungsplanes übernommen. Es ist ferner davon 
auszugehen, dass im Zuge der Erschließung dieses Bau-
gebietes das Sportschützenhaus über die neu zu er-
stellende Leitungstrasse angeschlossen werden. 

Bitte informieren Sie den Bauherren, dass er sich im Fall einer Anbindung der neu-
en Gebäude an die vorhandene Telekommunikationsinfrastruktur der Telekom 
rechtzeitig mit unserer Bauherrenhotline (Tel. 0800 330 1903) in Verbindung setzten 
möchte, damit wir rechtzeitig vor der Ausschreibung unsere Planung und unser 
Leistungsverzeichnis erstellen und Absprachen bezüglich eines koordinierten, 
wirtschaftlichen Bauablaufs vornehmen können. 

Bei der Bauausführung ist die Kabelschutzanweisung der Telekom und das „Merk-
blatt Bäume, unterirdische Leitungen und Kanäle" der Forschungsgesellschaft für 
Straßen- und Verkehrswesen, Ausgabe 2013, zu beachten. 
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15 A 12.03.2019 
Stadtwerke Heidelberg 

Die Versorgung des Bebauungsplangebietes mit Gas und die dafür benötigten 
Hausanschlüsse sind aus der Straße „Bayermühle" möglich. 
Wir bitten bzgl. der Hausanschlüsse um frühzeitige Abstimmung und Kontaktauf-
nahme mit unserem Netzvertrieb (netzvertrieb@swhd.de) 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Das o.g. Bauvorhaben haben Sie uns zur Kenntnis gegeben. Sofern und soweit 
sich dieses an unsere Vorgaben hält, bestehen hier keine Einwände. Wir weisen 
darauf hin, dass wir für die Richtigkeit der eingereichten Planunterlagen und Zeich-
nungen und deren Übereinstimmung mit unserer Planauskunft bzw. der tatsächl-
ichen Lage keine Gewähr übernehmen. Bei der Durchführung der Bauarbeiten ist 
die Anweisung zum Schutze unterirdischer Leitungen der Stadtwerke Heidelberg 
Netze GmbH zu beachten. 
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02.07.2019 
Rhein-Neckar-Kreis 
Vermessungsamt 

Auch nach der Überarbeitung und Ergänzung des Bebauungsplanenwurfs „Bay- 
ermühle" sind vom Vermessungsamt des Rhein-Neckar-Kreises keine Bedenken 
und Anregungen vorzubringen 

Wird zur Kenntnis genommen. 

2 A 09.07.2019 
Amprion GmbH 

Mit Schreiben vom 11.02.2019 haben wir im Rahmen der Beteiligung Träger öf-
fentlicher Belange eine Stellungnahme zu o.g. Bauleitplanung abgegeben. 

Diese Stellungnahme behält auch für den nun eingereichten Verfahrensschritt wei-
terhin ihre Gültigkeit. 

Gegen einen Satzungsbeschluß zu o.g. Bauleitplanung in der jetzt vorliegenden 
Fassung bestehen aus unserer Sicht keine Bedenken. 

Wir gehen davon aus, dass Sie bezüglich weiterer Versorgungsleitungen die zu-
ständigen Unternehmen beteiligt haben. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

3 A 11.07.19 
Rhein-Neckar-Kreis 
Gesundheitsamt 
Gesundheitsschutz 

Von Seiten des Gesundheitsamtes ergeben sich für das oben benannte Bauvor- 
haben keine Einwände, sofern die Immissionsreitwerte der TA Lärm eingehalten 
werden. 
Die Wirksamkeit der Lärmschutzmaßnahmen ist durch ein Gutachten eines Inge-
nieurbüros für Bauphysik nachzuweisen. 

Sollte im Laufe von Baumaßnahmen ein Verdacht auf Vorliegen von Altlasten auf-
tauchen, so ist das Wasserrechtsamt unverzüglich zu informieren und weitere 
Maßnahmen abzustimmen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

4 A 23.07.2019 
Deutsche Telekom Technik GmbH 

Die Telekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) — als Netzeigen-
tümerin und Nutzungsberechtigte i.S.v. § 68 Abs. 1 TKG — hat die Deutsche Tele-
kom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, alle Rechte und Pflichten der 
Wegesicherung wahrzunehmen sowie alle Planverfahren Dritter entgegenzuneh-
men und dementsprechend die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der 
o.g. Planung nehmen wir wie folgt Stellung: 

Zur o.g. Planung haben wir bereits mit Schreiben 2019B/11, Harald Kudras vom 
22.Februar 2019 Stellung genommen. 
Diese Stellungnahme gilt unverändert weiter. Wird zur Kenntnis genommen. 

Stand: 	A 	Stellungnahme im Rahmen der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange nach § 4a (3) BauGB 
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5 A 25.07.2019 
Rhein-Neckar-Kreis 
Wasserrechtsamt 

Grundwasserschutz / Wasserversorgung 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

Aus der Sicht der Wasserversorgung und des Grundwasserschutzes bestehen 
gegen die Aufstellung des Bebauungsplans keine grundsätzlichen Bedenken. 

Wir verweisen auf die Nebenbestimmungen der Stellungnahme vom 18.02.2019 

Kommunalabwasser 1 Gewässeraufsicht 
Kommunalabwasser: 

Aus der Sicht der Abwasserbeseitigung bestehen gegen die Aufstellung des 
Bebauungsplans keine grundsätzlichen Bedenken. 

Gewässeraufsicht: 

Aus der Sicht der Gewässeraufsicht bestehen gegen die Aufstellung des Bebau- 
ungsplans keine grundsätzlichen Bedenken. 

Altlasten / Bodenschutz 

Aus Sicht des Referates für Altlasten und Bodenschutz bestehen gegen die Auf- 
stellung des Bebauungsplans unter Berücksichtigung der bestehenden planungs-
rechtlichen Festsetzungen keine Bedenken. 

Altlasten oder altlastverdächtige Flächen liegen im Geltungsbereich unter Berück-
sichtigung der Erfassung altlastverdächtiger Flächen (NISTE 2011) nach Auswer-
tung der Gewerbeabmeldungen bis Ende 2011 nicht vor. 

Allgemeine Hinweise zum Bauleitplan-Verfahren 
Die beigefügte Stellungnahme des Landratsamtes Rhein-Neckar-Kreis — Wasser-
rechtsamt — Heidelberg beinhaltet die auf Grund von gesetzlichen Bestimmungen 
zu berücksichtigenden öffentlichen Belange der Fachbehörde. 

Nach § 2 Abs. 1 und § 1 Abs. 6 BauGB ist es Aufgabe der Gemeinde, die verschie-
denen öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht 
abzuwägen. 
Welchen Belangen dabei von der Gemeinde im Rahmen des Abwägungsvorgangs 

Stand: 	A 	Stellungnahme im Rahmen der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange nach § 4a (3) BauGB 
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zum Durchbruch verholfen wird, ist in eigener Zuständigkeit zu entscheiden. 
Soweit Planungen durch zwingende gesetzliche Bestimmungen (z.B. § 24a 
NatSchG; Schutzgebietsverordnungen usw.) eingeschränkt oder ausgeschlossen 
werden, ist eine Einbeziehung dieser Bestimmungen in den Abwägungsprozess 
ausgeschlossen. 

Im Hinblick auf die §§ 6 und 10 BauGB wird um detaillierte Begründung des Abwä-
gungsergebnisses der Genehmigungsbehörde gebeten. 

6 A 24.07.2019 
Stadtwerke Heidelberg Netze GmbH 

Wir verweisen auf unsere Stellungnahme vom 12.03.2019. Darüber hinaus beste- 
hen keine Einwände. 

Das o.g. Bauvorhaben haben Sie uns zur Kenntnis gegeben. Sofern und soweit 
sich dieses an unsere Vorgaben hält, bestehen hier keine Einwände. Wir weisen 
darauf hin, dass wir für die Richtigkeit der eingereichten Planunterlagen und Zeich-
nungen und deren Übereinstimmung mit unserer Planauskunft bzw. der tatsäch-
lichen Lage keine Gewähr übernehmen. Bei der Durchführung der Bauarbeiten ist 
die Anweisung zum Schutze unterirdischer Leitungen der Stadtwerke Heidelberg 
Netze GmbH zu beachten. 

(zusätzlich wurde die Stellungnahme vom 12.03.2019 beigefügt, die bereits in der 
früheren Synopse enthalten war.) 

Wird zur Kenntnis genommen. 

7 A 26.07.2019 
Nachbarschaftsverband 
Heidelberg-Mannheim 

Wir haben die Unterlagen in Hinsicht auf den Flächennutzungsplan (FNP) geprüft. 
Wir haben keine Anregungen zu den geänderten Planinhalten. 

Bitte übersenden Sie uns nach Verfahrensabschluss den rechtskräftigen Bebau-
ungsplan mit dem Datum der öffentlichen Bekanntmachung, damit wir unsere Un-
terlagen aktuell halten können. 

Wird zur Kenntnis genommen. 

8 A 25.07.2019 
Rhein-Neckar-Kreis 
Amt für Gewerbeaufsicht und 
Umweltschutz 

Zum Bebauungsplan Bayermühle hat das Amt für Gewerbeaufsicht und Umwelt-
schutz bereits mit Schreiben vom 22.02.2019 Stellung genommen. Im Rahmen der 
erneuten Anhörung äußern wir uns wie folgt: 

1. 	Das Lärmgutachten vom 14.09.2017 hat ergeben, dass erhebliche Über-
schreitungen der Immissionsreitwerte zu erwarten sind. Es wurden Über-
schreitungen von 19,5 dB(A) bzw. 24,5 dB(A9 ermittelt, nach einer von uns 
an die Vorgaben der TA Lärm angepassten Berechnung 16,5 dB(A). 
Eine Einhaltung der Richtwerte ist demnach nur mit aufwendigen 
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Schallschutzmaßnahmen an der Quelle (Schießanlage) zu erreichen. 
Hierfür war laut Begründung vom 12.12.2018 die Erstellung eines weiteren 
Lärmgutachtens vorgesehen. 
Dies sollte u.E. (zumindest überschlägig) im Rahmen des Bebauungsplan- Die Festsetzungen bezüglich Lärmschutz wurden 
verfahrens erfolgen, um festzustellen, ob und unter welchen Bedingungen 
eine konfliktfreie Wohnbebauung im Plangebiet grundsätzlich möglich ist. 

entsprechend umformuliert. 

Einer Verlagerung auf das Baugenehmigungsverfahren ist in diesem Fall 
u.E. nicht angemessen (s. Auch 2.) 

2. 	Die Festsetzung von Lärmschutzmaßnahmen nach § 9 (1) Nr. 24 BauGB 
außerhalb des Bebauungsplanes ist nicht möglich. Die Festsetzung Nr. 6 
ist somit u.E. fehlerhaft. 

Weiterhin empfehlen wir, die Schallschutzmaßnahmen in Abstimmung mit dem Wird zur Kenntnis genommen. 
Lärmgutachter bzw. einer Fachfirma durchzuführen. 

Wir bitten, uns am weiteren Verfahren zu beteiligen. 

Stand: 	A 	Stellungnahme im Rahmen der Beteiligung der Träger öffentlicher Belange nach § 4a (3) BauGB 	 30.07.2019 
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